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222 Vollzug der Baugesetze; Aufstellung des Bebauungsplans 

Nr. 67 Gewerbegebiet „Lüften West“ mit Anpassung des 
Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren; hier: Ver-
längerung der Veränderungssperre  

B e k a n n t m a c h u n g 

Mit Beschluss vom 17.12.2020 hat der Stadtrat für den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans in Aufstellung Nr. 67 Gewerbegebiet „Lüf-
ten West“ die folgende Satzung beschlossen. 

 

Satzung der Stadt Eichstätt über die Verlängerung der Verän-
derungssperre für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-

plans Nr. 67 Gewerbegebiet „Lüften West“ 

Vom 18.12.2020 

 

Aufgrund der §§ 14 Abs. 1, 16 Abs. 1 und 17 Abs. 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. 
I S. 3634), erlässt die Stadt Eichstätt folgende Satzung über die Verlän-
gerung einer als Satzung beschlossenen Veränderungssperre: 

 

 
§ 1 Zu sichernde Planung 

Mit den Beschlüssen vom 17.03.2016 und 19.10.2017 hat der Stadt-
rat beschlossen, für das Gewerbegebiet „Lüften West“ einen Bebau-
ungsplan aufzustellen. 

Die mit Satzung vom 12.03.2020 erlassene und am 13.03.2020 be-
kannt gemachte Veränderungssperre zur Sicherung der Planungen des 
Bebauungsplans Nr. 67 „Lüften West“ wird verlängert gemäß § 17 Abs. 
2 BauGB bis zum 30.11.2021. 

 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

Die Veränderungssperre erfasst die folgenden Grundstücke der Ge-
markung Wintershof: 

Flurstücks-Nummern 422, 423, 425 (Teilfläche) und 471/2 (Teil-
fläche). 

Der Geltungsbereich der verlängerten Veränderungssperre ergibt 
sich zudem aus dem beigefügten Lageplan, der Bestandteil der Satzung 
ist.  

 

§ 3 Rechtswirksamkeit der Veränderungssperre 

Im Geltungsbereich der Veränderungssperre nach § 2 dürfen 
1. Vorhaben im Sinne des § 29 nicht durchgeführt oder bauliche An-

lagen nicht beseitigt werden, 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 

Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderung nicht 

genehmigungspflichtig, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 

sind, nicht vorgenommen werden. 

Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. 
Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehörde 
der Stadt Eichstätt. 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre bau-
rechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die Stadt nach 
Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren 
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begon-
nen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre 
nicht berührt. 
 

§ 4 Inkrafttreten und Außer-Kraft-Treten 

Die Verlängerung der Veränderungssperre tritt mit dem Tage ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 

Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf des 30.11.2021 außer 
Kraft.  

Sie tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit der Bebau-
ungsplan Nr. 67 Gewerbegebiet „Lüften West“ rechtsverbindlich wird. 

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene 
Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 BauGB 
und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsan-
sprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.“  
 

Eichstätt, den 18.12.2020 

Große Kreisstadt Eichstätt 

Josef Grienberger, Oberbürgermeister 

 

A M T S B L A T T  
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223 Feststellung der Jahresabschlüsse des Stadtwerke 
Eichstätt Eigenbetriebs für die Wirtschaftsjahre 2018 und 
2019 gemäß § 25 Abs. 4 Eigenbetriebsverordnung (EBV), 
Bestätigungsvermerke, Ergebnisverwendung 

1. Feststellung der Jahresabschlüsse 

D Die Jahresabschlüsse 2018 und 2019 des Stadtwerke Eichstätt Ei-

genbetriebs wurden gemäß § 25 Abs. 3 EBV i.V.m. Art. 107 Abs. 

1 und Art. 103 Abs. 4 GO Bay und § 6 Abs. 1 Nr. 6 der Betriebs-

satzung für den Eigenbetrieb der Stadt Eichstätt "Stadtwerke 

Eichstätt" in der Sitzung des Stadtrates vom 17.12.2020 festge-

stellt. 

 

2. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Wirt-

schaftsjahr 2018 

Für den Jahresabschluss und den Lagebericht 2018 in der aus den 
Anlagen 1 und 2 ersichtlichen Fassung haben wir am 06.08.2019 fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschussprüfers: 

An die Stadtwerke Eichstätt Eigenbetrieb 

 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichts 
 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Stadtwerke Eichstätt Eigenbe-
triebs, Eichstätt - bestehend aus Bilanz zum 31.12.2018 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis 
31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus ha-
ben wir den Lagebericht des Stadtwerke Eichstätt Eigenbetriebs für das 
Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV: 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssat-
zung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der La-
gebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den ge-
setzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts entsprechend § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter 
Beachtung der KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den 
kommunalrechtlichen Vorschriften und haben unsere Pflichten in Über-
einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-weise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht zu dienen.  

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die 

Überwachung verantwortlichen für den Jahresabschluss und 

den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die in-
ternen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren ha-
ben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigentriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung ei-
nes Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können. 

Die für die Überwachung Verantwortlichen sind verantwortlich für 
die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
genbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht be-
inhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 
107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.  

 

Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

̶ identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – 

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-

gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und füh-

ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
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und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-

teile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Dar-

stellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 

als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-

menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-

ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 

interner Kontrollen beinhalten können. 

̶ gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 

den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-

gen und Maßnah-men, um Prüfungshandlungen zu planen, 

die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-

doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

dieser Systeme des Eigenbetriebes abzugeben. 

̶ beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 

die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

̶ ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 

von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 

mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 

besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im La-

gebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 

unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu mo-

difizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-

merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 

oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Ei-

genbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann. 

̶ beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 

Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben so-

wie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-

abschluss unter Beachtung der deutschen Grund-sätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

̶ beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-

resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 

vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

̶ führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 

Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-

fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 

zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-

tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 

beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-

ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 

den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es 

besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 

Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 

abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 

bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 7 Abs. 4 

Nr. 2 KommPrV 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbe-
triebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 
bis zum 31.12.2018 befasst.  

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV:  

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen 
Anlass zu Beanstandungen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstan-
dard: Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung 
nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der 
Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob 
die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Beanstandungen An-
lass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprüfers, die sach-
liche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter 
und die Geschäftspolitik zu beurteilen." 

 
München, 06.08.2019 

Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 

gez. Baumann, Wirtschaftsprüfer 

 

 

3. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Wirtschaftsjahr 

2019 

Für den Jahresabschluss und den Lagebericht 2019 in der aus den 

Anlagen 1 und 2 ersichtlichen Fassung haben wir am 07.07.2020 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschussprüfers: 

 

An die Stadtwerke Eichstätt Eigenbetrieb 

 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichts 

 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Stadtwerke Eichstätt Eigenbe-
triebs, Eichstätt - bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2019 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2019 bis 
31.12.2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht des Stadtwerke Eichstätt Eigenbetriebs für das 
Wirtschaftsjahr vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nrn. 2 und 3 Komm-
PrV: 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssat-
zung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
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entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der La-
gebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den ge-
setzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts entsprechend § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter 
Beachtung der KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den 
kommunalrechtlichen Vorschriften und haben unsere Pflichten in Über-
einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-weise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

  

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkaus-

schusses für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der  
 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den  

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen,  

die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellun-
gen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren ha-
ben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigentriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind  

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Werkausschuss verantwortlich für die Überwachung des Rech-
nungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-

resabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist,  

und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er-
teilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht beinhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 
107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

̶ identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - 

beabsichtigter oder unbeabsichtigter  

- falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebe-

richt, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 

auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 

die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-

sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 

falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-

stößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-

sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-

kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

̶ gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 

den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-

gen und Maßnah-men, um Prüfungshandlungen zu planen, 

die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-

doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

dieser Systeme des Eigenbetriebes abzugeben. 

̶ beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 

die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

̶ ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 

von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 

mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 

besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im La-

gebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 

unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu mo-

difizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-

merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 

oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Ei-

genbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann. 

̶ beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 

Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben so-

wie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
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abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Ver-mögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

̶ beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-

resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 

vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

̶ führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 

Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-

fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 

zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-

tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 

beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-

ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 

den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es 

besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 

Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 

abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  

 

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 7 Abs. 4 

Nr. 2 KommPrV 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbe-
triebs i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2019 bis zum 31.12.2019 befasst.  

 
Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV:  

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen 
Anlass zu Beanstandungen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstan-
dard: Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung 
nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, an-

hand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 

16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu we-

sentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht 

Aufgabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweckmäßig-

keit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die 

Geschäftspolitik zu beurteilen." 

 

München, 07.07.2020 

Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 

gez. Wiedemann, Wirtschaftsprüfer 

 

4. Ergebnisverwendung 

Der Stadtrat hat folgende Ergebnisverwendung beschlossen:  

Der Gewinn des Eigenbetriebs für das Wirtschaftsjahr 2018 in 

Höhe von 1.213.518,95 wird in die Rücklagen eingestellt.  

Der Verlust des Eigenbetriebs im Wirtschaftsjahr 2019 in Höhe 

von 726.737,49 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

Die Gewinne der Abwasserbeseitigung der Wirtschaftsjahres 

2018 und 2019 in Höhe von 139.161,31 € und 117.662,58 € 

werden in die Rücklagen eingestellt. Der Verlust der Abwasser-

beseitigung des Wirtschaftsjahres 2014 in Höhe von 149.215,75 

€ wird aus den Rücklagen entnommen. 

 

5. Öffentliche Auslegung 

Die Jahresabschlüsse und die Lageberichte der Wirtschaftsjahre 

2018 und 2019 liegen in der Zeit vom 11.01.2021 bis 

19.01.2021 während der Öffnungszeit 

en (Montag bis Donnerstag 08.00-12.00 Uhr, 13.00-16.00 Uhr, 

Freitag 08.00-12.00 Uhr) bei den Stadtwerken Eichstätt, Gunde-

karstraße 2, Zimmer 104, I. Stock, öffentlich zur Einsichtnahme 

aus. 

 

Eichstätt, 18.12.2020 

gez. Josef Grienberger Oberbürgermeister 

 

 

Bekanntmachungen anderer Behörden  

 
Gemeinde Pollenfeld 

224 Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für die 3. Än-
derung des Bebauungsplans Nr. 7, Gewerbegebiet 
„Zachenäcker“ sowie der 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 19 Gewerbegebiet „Zachenäcker – Erweiterung“ 
der Gemeinde Pollenfeld und der Stadt Eichstätt für das 
Gebiet zwischen dem bestehenden Gewerbegebiet 
„Zachenäcker“ in Preith und der Kreisstraße EI 49. 

Die Gemeinde Pollenfeld hat mit Beschluss vom 19.11.2020 die 3. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7, Gewerbegebiet „Zachenäcker“ 
sowie der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 19 Gewerbegebiet 
„Zachenäcker – Erweiterung“ für o.g. Gebiet beschlossen. Dieser Be-
schluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ortsüblich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
und die Änderung des Bebauungsplanes in Kraft.   

Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung in den 
Geschäftsräumen der Verwaltungsgemeinschaft Eichstätt, Gundekar-
straße 7 a in 85072 Eichstätt während der üblichen Besuchszeiten, Mo 
– Fr von 08:00 Uhr – 12:00 Uhr, Donnerstag zusätzlich von 14:00 Uhr 
– 18:00 Uhr, einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwä-
gung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewie-
sen.  

 

 

 

 

Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be

 achtliche Verletzung der dort  bezeichneten Ver-

 fahrens- und Formvorschriften und 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 

 beachtliche Verletzung der  Vorschriften über 
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 das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen

 nutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 

 des Abwägungsvorgangs und  

4. nach § 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfah-

 ren beachtliche Fehler,  

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Be-
bauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel be-
gründen soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 
44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach er-
löschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 und 42 BauGB 
eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  

 

Eichstätt, 21.12.2020 

Gemeinde Pollenfeld 

W. Wechsler, 1. Bürgermeister 

 

 
Stadt Ingolstadt 

225 Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am 26. September 
2021: Bekanntmachung des Kreiswahlleiters für den 
Wahlkreis 216 Ingolstadt 

Diese Bekanntmachung betrifft die zum Wahlkreis 216 gehörenden 
Gemeinden (Kreisfreie Stadt Ingolstadt, gesamter Landkreis Eichstätt 
sowie vom Landkreis Neuburg-Schrobenhausen die Gemeinden Burg-
heim (M), Ehekirchen, Karlshuld, Karlskron, Königsmoos, Neuburg a. 
d. Donau (GKSt), Oberhausen, Rennertshofen (M), Weichering, die 
Verwaltungsgemeinschaft Neuburg a. d. Donau (=Bergheim, Rohren-
fels). 

 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

 

Für die Durchführung der Bundestagswahl sind insbesondere das 
Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Juli 1993 (BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 14. November 2020 (BGBl I S. 2395), und die Bundes-
wahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Ap-
ril 2002 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 10 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBl I S. 1328) maßgeblich.  

 

Hiermit fordere ich die Parteien und die Wahlberechtigten zur mög-
lichst frühzeitigen Einreichung der Kreiswahlvorschläge auf (§ 32 
BWO). Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter spätestens 
am 

 

19. Juli 2021, 18:00 Uhr 

 

schriftlich einzureichen (§ 19 BWG). 

 

Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Dienst-
stelle des Kreiswahlleiters ist das Sachgebiet Wahlen der Stadt In-
golstadt (85049 Ingolstadt, Rathausplatz 4, Zimmer 216 bzw. ab vo-
raussichtlich Ende Januar 2021: Zimmer 518). 

A. Voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswahlvor-

schlägen 

 

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maß-

gabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten eingereicht wer-

den (§ 18 Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in jedem Wahl-

kreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 

BWG). 

2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Land-

tag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvor-

schläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 

vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvor-

schlag nur einreichen, wenn sie spätestens am 21. Juni 

2021 bis 18:00 Uhr dem Bundeswahlleiter (Statistisches 

Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesba-

den) ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt ha-

ben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft 

festgestellt hat (§ 18 Abs. 2 BWG). 

 

In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich 

die Partei an der Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss 

von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstands, da-

runter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, per-

sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine 

Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der je-

weils obersten Parteiorganisation an die Stelle des Bundes-

vorstands. Die schriftliche Satzung und das schriftliche Pro-

gramm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsge-

mäße Bestellung des Vorstands sind der Anzeige beizufü-

gen. Der Anzeige sollen Nachweise über die Parteieigen-

schaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt 

werden. 

 3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 09. Juli 

2021 für alle Wahlorgane verbindlich fest, welche Parteien 

im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren 

letzter Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbro-

chen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren 

und welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt 

haben, für die Wahl als Parteien anzuerkennen sind (§ 18 

Abs. 4 BWG). Gegen eine Feststellung, die sie an der Ein-

reichung von Wahlvorschlägen hindert, kann eine Partei o-

der Vereinigung binnen vier Tagen nach deren Bekannt-

gabe Beschwerde zum Bundesverfassungsgericht erheben. 

In diesem Fall ist die Partei oder Vereinigung von den 

Wahlorganen bis zur Entscheidung des Bundesverfassungs-

gerichts, längstens bis zum Ablauf des 29. Juli 2021 wie 

eine wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behandeln (§ 18 

Abs. 4a BWG). 

 

B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

 

1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur be-

nannt werden, wer 

 

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des Artikels 116 

Abs. 1 des Grundgesetzes ist, das 18. Lebensjahr 

vollendet hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von 

der Wählbarkeit ausgeschlossen ist, 

b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer ande-

ren als der den Kreiswahlvorschlag einreichenden 

Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur 

Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder in einer be-

sonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung 

entsprechend den Bestimmungen des § 21 BWG in 

geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist, 

c) seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die 

Zustimmung ist unwiderruflich. 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewer-

bers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in einem Wahl-

kreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt 

werden. 
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2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der An-

lage 13 zur BWO eingereicht werden. Er muss enthalten 

(§ 34 Abs. 1 BWO) 

 

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 

Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und die 

Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, 

b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie 

eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei 

anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) 

deren Kennwort. 

3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften 

der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-

person enthalten. 

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei 

Mitgliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter 

dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 

und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in 

Bayern keinen Landesverband oder keine einheitliche Lan-

desorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von 

den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in 

deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 gemäß un-

terzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vor-

stands genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist 

nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, 

dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteilig-

ten Vorstände vorliegt (§ 34 Abs. 2 BWO). 

5. Die Kreiswahlvorschläge der unter Buchstabe A Nr. 2. ge-

nannten Parteien müssen außerdem von mindestens 200 

Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und hand-

schriftlich unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung der 

Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung ge-

geben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags 

nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG). 

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzel-

bewerber) müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten 

des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeich-

net sein (§ 20 Abs. 3 BWG); Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 

Hierbei haben drei Unterzeichner ihre Unterschriften auf 

dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden 

Nummern 5 und 6 von mindestens 200 Wahlberechtigten 

unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 

Formblättern nach Anlage 14 zur BWO unter Beachtung 

des § 34 Abs. 4 BWO zu erbringen. Auf jedem Formblatt 

für eine Unterstützungsunterschrift kann nur eine Unter-

schrift geleistet werden. Die Formblätter werden auf Anfor-

derung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. 

Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und 

Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewer-

bers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis 

erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Aus-

kunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz einge-

tragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) 

eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines 

Postfachs genügt nicht. 

Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den 

Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Par-

teien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 

verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 

deren Kennwort anzugeben. Die vorgenannten Angaben 

zum Bewerber und zum Wahlvorschlagsträger sind vom 

Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 

Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in ei-

ner Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen 

Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen. 

Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder geson-

dert (nach dem Muster der Anlage 14 zur BWO) eine Be-

scheinigung seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass er 

im Wahlkreis wahlberechtigt ist. 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag 

unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge 

unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren 

Kreiswahlvorschlägen ungültig.  

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstel-

lung des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreter-

versammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Un-

terschriften sind ungültig. 

 

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 

 

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers 

nach dem Muster der Anlage 15 zur BWO, dass er 

seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen 

Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung als 

Bewerber gegeben hat, bei Kreiswahlvorschlägen 

von Parteien einschließlich der Versicherung an Ei-

des statt, dass er nicht Mitglied einer anderen als der 

den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist, 

b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebe-

hörde nach dem Muster der Anlage 16 zur BWO, 

dass der Bewerber wählbar ist, 

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Aus-

fertigung der Niederschrift über die Beschlussfas-

sung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, 

in der der Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle 

eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine 

Ausfertigung der Niederschrift über die wieder-

holte Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 

BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides 

statt. Die Niederschrift soll nach dem Muster der 

Anlage 17 gefertigt, die Versicherung an Eides statt 

nach dem Muster der Anlage 18 abgegeben wer-

den, 

d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunters 

chriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der 

Unterzeichner (siehe Buchstabe B Nr. 7), sofern 

der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahl-

berechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein 

muss. 

9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform recht-

zeitig vorzulegen. Die Schriftform ist dann gegeben, wenn 

die schriftlich einzureichenden Unterlagen persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen 

Wahlorgan im Original vorliegen. Die Schriftform ist durch 

E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 

 

C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen so-

wie Beseitigung von Mängeln 

 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Er-

klärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-

ensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine 

Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberech-

tigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der 

Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und 

handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden 

(§ 23 BWG). 

 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann ein Kreiswahlvorschlag 

nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensper-

son und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann ge-

ändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit 

verliert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten 

zu werden, der Unterschriften nach den Punkten B.5. und B.6. 
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bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung des 

Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen (§ 24 

BWG). 

Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Män-

gel im Kreiswahlvorschlag durch die Vertrauensperson rechtzei-

tig zu beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur 

noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§ 

25 BWG). 

 

 

D. Auskunft und Vordrucke 

 

Auskunft zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen erteilt das 

Büro des Kreiswahlleiters: 

 

Sachgebiet Wahlen, 85049 Ingolstadt, Rathausplatz 4 (Neues 

Rathaus) Raum 216 bzw. ab voraussichtlich Ende Januar 2021: 

Raum 518, Telefon (0841) 305 1536; E-Mail staatsangehoerig-

keit@ingolstadt.de.  

Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke nach 

Anlage 14 (Unterstützungsunterschriften) sowie die weiteren 

Vordrucke nach Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur BWO für die 

Einreichung von Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztge-

nannte Vordrucke sind auch im Internetangebot des Landeswahl-

leiters unter www.wahlen.bayern.de abrufbar. Wahlvorschlags-

träger können beim Sachgebiet Wahlen der Stadt Ingolstadt auch 

einen Zugang zum Kandidatenportal beantragen. Über dieses 

kann ein Wahlvorschlag online ausgefüllt, verwaltet, herunterge-

laden und unterschriftsreif ausgedruckt werden. 

 

Ingolstadt , 21. Dezember 2020 

Der Kreiswahlleiter des Wahlkreises 216 Ingolstadt 

gez. Dirk Müller 

 

  

mailto:staatsangehoerigkeit@ingolstadt.de
mailto:staatsangehoerigkeit@ingolstadt.de
http://www.wahlen.bayern.de/
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Anlage zu 222 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage zu 224 


